
E r beobachtet die massiven
Einschränkungen in der Kri-
se mit Expertenblick, warnt
vor nachhaltigen Auswir-
kungen auf den Rechtsstaat:

Ulrich Wessels über Freiheitsrechte, die
Eilgesetzgebung des Bundestags und Vi-
deo-Prozesse. 

VON THORSTEN JUNGHOLT

WELT: Herr Wessels, wir erleben in
diesen Tagen der Corona-Pandemie
beispiellose Einschränkungen der
Freiheitsrechte. Hätten Sie sich vor
wenigen Wochen vorstellen können,
dass eine Bundesregierung Ihnen vor-
schreibt, wann Sie Ihre Wohnung ver-
lassen dürfen?
ULRICH WESSELS: Dass es solche Ein-
griffe in unsere Grundrechte gibt, hätte
sich wohl niemand vorstellen können.
Aber es konnte sich eben auch keiner
vorstellen, dass es eine solche Pandemie
gibt. Deshalb muss ich sagen: Ich bin
froh, dass unser Rechtsstaat in einer der-
artigen Krisenlage grundsätzlich die Ein-
schränkung von Grundrechten zum
Schutze der Bevölkerung ermöglicht –
natürlich immer unter der Vorausset-
zung, dass alle Maßnahmen der Regie-
rung parlamentarisch beschlossen und
durch die Gerichte kontrolliert werden.

Nach meiner Wahrnehmung funktio-
niert diese Überwachung auch sehr gut.
Es gibt mittlerweile auch eine Reihe von
gerichtlichen Verfahren gegen Verord-
nungen, die Bundesländer erlassen ha-
ben. Insofern lässt sich sagen: Unser
Rechtsstaat funktioniert auch in der
Krise.

Ist das Vorgehen der Regierung insge-
samt verhältnismäßig?
Nach einer ersten Bewertung würde ich
sagen: Ja. Die Bundesregierung hat jetzt
die Aufgabe, die Gesundheit der Bürger
und die Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems zu schützen. Das ist in un-
ser aller Interesse. Bezüglich einzelner
Rechte ist das natürlich besonders
schwierig, beispielsweise bei personen-
bezogener Erhebung von Mobilfunkda-
ten zur Überwachung von Bewegungen,
die derzeit aber ja vom Tisch ist. Hier
müssen, wenn es so weit ist, das Recht
auf informationelle Selbstbestimmung
und die Datenschutzgrundverordnung
ausreichend beachtet werden. Das wer-
den wir beobachten. Es ist immer eine
ganz exakte Abwägung von Rechtsgütern
erforderlich.

Glauben Sie, die Handyüberwachung
ist endgültig vom Tisch?
Endgültig vom Tisch ist sie aus meiner
Sicht nicht. Viel wird von der weiteren

Entwicklung abhängen. Politik agiert
jetzt vermehrt nach dem Prinzip „Ver-
such und Irrtum“, das ist in so einer Lage
vielleicht auch gar nicht anders möglich.
Die Einschätzungen der Virologen, wie
lange diese Gefahrensituation noch fort-
bestehen wird, wie schnell es möglich
ist, Medikamente oder einen Impfstoff
zu beschaffen, sind sehr unterschiedlich.
Ich schließe nicht aus, dass in einem
Worst-Case-Szenario noch einmal über
Maßnahmen wie die Handyüberwachung
nachgedacht wird. Als Bundesrechtsan-
waltskammer werden wir beobachten,
ob die angedachten Maßnahmen verhält-
nismäßig sind, parlamentarisch angeord-
net und überwacht werden.

Ist die Generalklausel in Paragraf 28
Infektionsschutzgesetz eigentlich ei-
ne ausreichende Rechtsgrundlage für
die geltenden Ausgehbeschränkun-
gen? Vom Gesetzgeber gedacht war
sie dafür nicht.
Da gilt der alte Satz: zwei Juristen, drei
Meinungen. Im Moment tendieren die
Gerichte dazu, das als ausreichend zu er-
achten. Wenn sich die Pandemie ab-
schwächt, dann muss im Sinne der Ver-
hältnismäßigkeit wieder neu entschie-
den werden.

Wäre ein generelles Verbot, die eige-
nen vier Wände zu verlassen, nach Ih-
rer Einschätzung mit dem Grundge-
setz vereinbar?
Man muss sehr zurückhaltend sein mit
einem generellen Verbot. Da müsste
wirklich eine ganz besondere Ausnahme-
situation vorliegen. Die jetzt geltenden
Kontaktbeschränkungen ermöglichen
es, dass man einkaufen kann, dass man
Sport treiben, den Arzt aufsuchen oder
den Hund ausführen kann. Auch eine
Quarantäne für einen begrenzten Zeit-
raum von 14 Tagen für eine begrenzte
Personengruppe – bei bestehendem Ver-
dacht auf eine Infektion mit dem Virus –
ist machbar. Aber ich kann mir nicht vor-
stellen, dass eine Ausgangssperre für alle
ohne Ausnahmen getroffen wird. Das
würde ich für verfassungsrechtlich äu-
ßerst problematisch halten. Der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit ist verfas-
sungsrechtlich zu beachten.

Sehen Sie die Gefahr einer dauerhaf-
ten Einschränkung des Rechtsstaats,
indem zum Beispiel ein Teil der Maß-
nahmen nicht aufgehoben wird?
Käme es so, wäre es ein großes Problem.
Deshalb haben wir allen parlamentari-
schen Gremien und dem Justizministeri-
um sehr deutlich gemacht, dass alle in
dieser Krise getroffenen Regelungen mit
einem klaren Enddatum versehen wer-
den müssen. Danach muss dann wieder

neu parlamentarisch entschieden wer-
den, ob man diese Regelung noch
braucht oder nicht. Es ist ja richtig, dass
jetzt vieles sehr schnell gehen muss. Und
es ist richtig, dass die Bundesregierung
entschlossen handelt.

Aber das darf eben nicht dazu führen,
dass demokratische Rechte ausgehebelt
werden. Wenn ich etwas Eilbedürftiges
sehr schnell entscheide, dann kann ich
mögliche Folgen und Auswirkungen gar
nicht hundertprozentig bedenken. Des-
halb dürfen jetzt keine vollendeten ge-
setzgeberischen Tatsachen geschaffen
werden, denn es wird auch eine Zeit
nach Corona geben. Und soweit ich das
bisher gesehen habe, sind die gesetzli-
chen Maßnahmen auch alle befristet
worden.

Die Gesetze sind von Bundestag und
Bundesrat im Eilverfahren ohne die
eigentlich vorgesehenen Beratungs-
fristen in den Fachausschüssen be-
schlossen worden. Sind sie damit in
irgendeiner Form anfechtbar?
Nein, die sind gültig. Es handelt sich
weiter um ein ordnungsgemäßes parla-
mentarisches Verfahren. Nur die Ge-
schäftsordnung des Bundestages wurde
an die Lage angepasst. Und obwohl alles
so schnell ging, haben wir als Bundes-
rechtsanwaltskammer zu den Vorschlä-
gen rechtzeitig Stellung genommen. Es
ist wichtig, dass wir in diese politischen
Entscheidungsprozesse auch weiterhin
einbezogen sind, damit wir unsere spe-
zielle Expertise einbringen können.
Denn wir haben ja nicht nur die Anwalt-
schaft im Auge, sondern auch die Man-
danteninteressen und deren Zugang
zum Recht.

Und sind Ihre Empfehlungen berück-
sichtigt worden?
In Anbetracht der Kürze der Zeit erfolg-
ten keine vertieften Beratungen, also lei-
der bislang: Nein. Aber bei den Rechts-
politikern im Bundestag und auch im

Die Corona-Krise bringt massive Einschränkungen der Freiheitsrechte mit sich – auch für die Justiz eine Herausforderung
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„Das hätte sich niemand
vorstellen können“
Der Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer, Ulrich Wessels, 
hält Ausgangssperren ohne Einschränkung für rechtlich problematisch.
Eine Handyüberwachung sei nicht komplett auszuschließen

Ulrich Wessels, Präsident der 
Bundesrechtsanwaltskammer
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Justizministerium wurde wahrgenom-
men und auch geäußert, dass es teilweise
Nachjustierungsbedarf zu einem späte-
ren Zeitpunkt gibt. Da werden wir noch
mal ansetzen. Wir haben Ministerin
Lambrecht ausdrücklich zugesagt, dabei
beratend zur Verfügung zu stehen.

Was bedeutet die Pandemie für die
Anwaltschaft und den Justizbetrieb?
Was den Zugang zum Recht für unsere
Mandanten angeht, mache ich mir
grundsätzlich keine Sorgen. Wir Anwälte
können auch schriftlich, telefonisch oder
per Videokonferenz beraten. Aber ich
mache mir Sorgen um etliche Kollegin-
nen und Kollegen, die in eine wirtschaft-
lich ungewisse Zukunft blicken. Das liegt
auch daran, dass der Justizbetrieb sehr
stark heruntergefahren ist. Natürlich
müssen auch Richter, Justizmitarbeiter
und Mandanten geschützt werden. Aber
wir müssen aufpassen, dass die Justiz
durch das Herunterfahren nicht kom-
plett auf Eis gelegt wird.

Es gibt Verfahren, die müssen schnell
entschieden werden: Haftsachen, Straf-
verfahren, aber auch zivilrechtliche Ver-
fahren, in denen Mandanten oder Unter-
nehmen auf Urteile über Geldzuflüsse
angewiesen sind. Wir drängen bei den je-
weiligen Landesjustizministern deshalb
darauf, dass der Betrieb so aufrecht-
erhalten wird, dass man sagen kann: Es
gibt noch rechtsstaatliche Verfahren und
angemessenen Rechtsschutz.

Ist das in allen Bundesländern der
Fall?
Es ist unterschiedlich ausgeprägt, das
muss man ganz klar sagen. Es gibt Ge-
richtsbezirke, in denen mit automati-
schen Fristverlängerungen oder Hem-
mungen gearbeitet wird. Es gibt andere,
in denen es nur noch notwendigen
Dienstbetrieb gibt. Die Bundesrechtsan-
waltskammer informiert hierzu stets ak-
tuell auf ihrer Homepage.

Gibt es auch für die Gerichte Möglich-
keiten, sich die Technik zunutze zu
machen?
Grundsätzlich ja. Natürlich kann ich ei-
ne Verhandlung nicht telefonisch füh-
ren. Aber nach der Zivilprozessordnung
ist es möglich, Verfahren auch per Video
zu führen, im Wege der Bild- und Ton-
übertragung. Bestimmte Verfahren kön-
nen auch schriftlich geführt und ent-
schieden werden. Sollte die Krisenlage
länger dauern, wird man über weitere
innovative Lösungen nachdenken müs-
sen, um den Betrieb aufrechtzuerhal-
ten. Ich glaube, dass das geht. Man muss
es nur wollen. Das ist auch ein guter An-
satzpunkt für die Zukunft der Justiz,
der weitergedacht und ausgebaut wer-
den sollte.

Eines der Gesetze, die der Bundestag
in dieser Woche beschlossen hat, be-
fasst sich mit dem Strafprozess. Zur
Vermeidung einer Infektion mit dem
Coronavirus sollen Gerichte die
Hauptverhandlung für maximal drei
Monate unterbrechen können, ohne
dass der Prozess platzt. Entspricht
das dem Notwendigen?
Grundsätzlich ja. Aber wir hätten uns ge-
wünscht, dass dabei differenziert wird
nach Verfahrensdauer. Es gibt auch
Hauptverhandlungen, die nur ein oder
zwei Tage laufen. Dafür brauche ich kei-
ne langwierige Unterbrechung, die kann
ich komplett neu beginnen. Aber für
Mammutverfahren ist das sicher sinn-
voll. Aufgrund der Eilbedürftigkeit ist
jetzt eine pauschalierende Regelung auf-
genommen worden. Aber auch die ist
zeitlich befristet.

Im novellierten Infektionsschutzge-
setz sind mehr Befugnisse für den
Bund gegenüber den Ländern vorge-
sehen. Vertretbar?
Ich glaube, es ist in dieser Situation ver-
tretbar, soweit es sich um Ausnahmere-
gelungen handelt. Der Föderalismus –
den ich für richtig halte – ist dadurch
nicht aufgehoben, es geht um die Sicher-
stellung von Funktionen in bestimmten
Kernbereichen. Und auch da muss man
wieder später schauen, ob man die Aus-
nahmen revidiert, ob man da nachjus-
tiert, damit man beim föderalistischen
System bleibt. Ich teile ausdrücklich
auch nicht die Kritik an den unterschied-
lichen Formen der Kontaktbeschränkun-
gen in den Bundesländern. Die Lage vor
Ort ist unterschiedlich, sie kann sich in
Bayern völlig anders darstellen als in
Mecklenburg-Vorpommern. Föderalis-
mus ist keine Schwäche, sondern eine
Stärke.

Ihr Fazit lautet also: Wir erleben eine
Ausnahmesituation des Rechtsstaats,
aber er ist nicht existenziell in 
Gefahr?
So kann man das zusammenfassen. Zen-
tral ist: Es wird eine Zeit nach Corona
geben. Und der Rechtsstaat nach der Kri-
se darf nicht geprägt sein durch die eil-
bedürftigen Rechtsetzungsverfahren in
der Krise.
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S eit 2004 ist der Jurist Christoph
Unger Präsident des Bundesamts
für Bevölkerungsschutz und Ka-

tastrophenhilfe (BBK). Die dem Bundes-
innenministerium nachgeordnete Be-
hörde unterstützt die Länder in Kata-
strophenlagen und koordiniert die Infor-
mation der Bevölkerung.

VON CLAUDIA EHRENSTEIN

WELT: Herr Unger, Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn (CDU) hat
kürzlich von der „Ruhe vor dem
Sturm“ gesprochen: Der Höhepunkt
der Corona-Krise stehe in Deutsch-
land noch bevor. Teilen Sie diese Ein-
schätzung?
CHRISTOPH UNGER: Tatsache ist: Wir
wissen nicht, wie lange die Corona-Krise
noch dauert und auf welche Folgen wir
uns einstellen müssen. Nach einer Kata-
strophe wie einem Flugzeugabsturz oder
einem Hochwasser wissen die Rettungs-
kräfte in der Regel, was zu tun ist und
was auf sie zukommt. Jetzt haben wir ei-
ne völlig andere Lage, als wir uns das bis-
her vorgestellt haben. Aber alle arbeiten
mit Hochdruck und sehr konzentriert.

In der Politik wird bereits über eine
„Exit-Strategie“ aus dem Ausnahme-
zustand diskutiert. Ist das der richti-
ge Zeitpunkt?
Wegen der vielen Ungewissheiten scheint
es zu früh, jetzt schon über einen konkre-
ten Zeitpunkt für eine Lockerung der
Ausgangsbeschränkungen nachzudenken.
Um eine Diskussion, wie das Alltagsleben
in den kommenden Monaten trotz der
Pandemie wieder normalisiert werden
kann, kommen wir aber nicht herum. Im
Gegenteil: Wir müssen natürlich über das
weitere Geschehen nachdenken, um da-
mit auch „vor die Lage“ zu kommen.

Sie haben in Pandemie-Übungen und
Risikoanalysen verschiedene Szena-
rien durchgespielt. Wie hilfreich ist
das jetzt?
In diesen Übungen haben wir uns ge-
meinsam mit Bund und Ländern mit In-
fluenza befasst – das ist ein Virus, das
wir relativ gut kennen. Wir haben auch
den Verlauf einer fiktiven Pandemie mit
einem hochansteckenden Virus und vie-
len Toten analysiert. Von dem realen Co-
ronavirus aber wissen wir einfach nicht,
wie es sich verhält und wo wir in ein oder
zwei Wochen stehen werden. Das macht
es für alle sehr schwierig. Wir können im
Moment nur auf Sicht fahren.

Und welche Aufgabe hat das BBK?
Wichtig ist eine schnelle, direkte, wider-
spruchsfreie und vertrauensvolle Infor-
mation der Bevölkerung. Wir haben ein
bundesweites Informations- und Warn-
system entwickelt und aufgebaut und
betreiben die Warn-App Nina. Über die-
se erreicht die Bundesregierung die Bür-
gerinnen und Bürger direkt. Im Nach-
tragshaushalt hat uns der Bundestag ge-
rade drei Millionen Euro zugeteilt, um
diese Warn-App kurzfristig auszubauen.

Welche häufigen Fragen erreichen
das BBK in diesen Tagen?
Unternehmen fragen, wie sie die Versor-
gung der Bevölkerung und ihren Betrieb
aufrechterhalten können. Da gibt es viele
Fragestellungen. Auch Krisenstäbe las-
sen sich von uns beraten. Firmen wen-
den sich auch an uns und wollen wissen,
ob sie zur kritischen Infrastruktur gehö-
ren. Einige davon erhoffen sich auch ei-
ne Sonderstellung und Erleichterungen
beim Zugang zu bestimmten Hilfen.

Wer legt denn fest, was kritische In-
frastruktur ist?
Für diesen Bereich gibt es noch keine ge-
setzlichen Regelungen außerhalb des IT-
Sicherheitsgesetzes, was vor allem an
unserer föderalen Struktur liegt. Was
konkret eine kritische Infrastruktur ist,
hängt auch von der Ebene der Betrach-
tung ab. Für den Bund ist das kleine
Wasserwerk vor Ort keine kritische In-
frastruktur, für eine Gemeinde schon.
Das ist ein Feld, das es noch zu ordnen

und zu sortieren gilt – gerade in der kon-
kreten Situation.

Was raten Sie als Deutschlands obers-
ter Bevölkerungsschützer den Men-
schen, die sich gerade in häuslicher
Quarantäne befinden?
Wichtig ist, den Tag zu strukturieren
und sich selbst Aufgaben zu setzen. Ge-
rade für Familien kann es eine belasten-
de Situation sein, wenn Eltern und Kin-
der plötzlich sehr viel Zeit miteinander
haben und sich auf engem Raum arran-
gieren müssen. Eltern sollten ihren Kin-
dern die Situation erklären. Ein Tagesab-
lauf mit festen Schlaf- und Essenszeiten
gibt Halt und Sicherheit.

Was hilft gegen die Isolation?
Telefonieren, skypen oder mailen – es
gibt viele Möglichkeiten, Kontakt zu
Freunden und Familienangehörigen zu
halten. Auch ein Spaziergang bei schö-
nem Wetter tut gut, solange man nicht
in häuslicher Quarantäne bleiben muss.
Wir haben auf unserer Homepage einige
Ratschläge zusammengestellt. Jeder
muss für sich herausfinden, was für ihn
in dieser Situation das Beste ist. Wer mit
seinen Ängsten nicht zurechtkommt,
kann sich zum Beispiel an die Telefon-
seelsorge wenden.

Die Entwicklung der Corona-Krise ist
für viele Menschen sehr beängsti-
gend. Das können Sie doch nicht igno-
rieren?
Ich empfehle, nicht permanent die
Nachrichten über steigende Zahlen von
Infizierten und verstorbenen Patienten
zu verfolgen. Auch hier gilt: Feste Struk-
turen geben Halt. Nutzen Sie zu be-
stimmten, festgelegten Zeiten die für Sie
gewohnten Nachrichtenkanäle. Mein
Appell ist: Bewahren Sie Ruhe. Verlieren
Sie den Mut nicht. Wir haben leistungs-
starke Systeme und hoch motivierte
Menschen in diesem Land.

Nach wie vor ist die Angst groß, Le-
bensmittel könnten knapp werden.
Müssen die Notfallreserven angetas-
tet werden? Der Bund lagert ja bun-
desweit an geheimen Orten rund
800.000 Tonnen Vorräte.
Die Lager sind in Zeiten des Kalten Krie-
ges für den Verteidigungsfall angelegt
worden – und davon sind wir weit ent-
fernt. Es gibt genug Lebensmittel. Es
gilt: Vorratshaltung ist vernünftig,
Hamsterkäufe sind unsinnig.

Und wie steht es um die Versorgung
mit Medikamenten?
Für Engpässe bei der Versorgung mit
Medikamenten gibt es momentan keine
Anzeichen. Wie bei Lebensmitteln emp-
fehlen wir die Bevorratung von grund-
sätzlich notwendigen Medikamenten –
also eine Hausapotheke. Darin sollten
beispielsweise persönliche, vom Arzt
verschriebene Medikamente, Erkäl-
tungsmittel, schmerz- und fiebersenken-
de Mittel und Verbandszeug sein.

Es wird schon diskutiert, bestimmte
Medikamente wieder in Deutschland
zu produzieren, um nicht von China
oder Indien abhängig zu sein. Was
halten Sie davon?
Grundsätzlich weigere ich mich, in der
laufenden Lage darüber zu diskutieren,
wie man alles anders und besser machen
kann. Was das Sanitätsmaterial betrifft,
haben wir vor einigen Jahren entspre-
chende Lager an 17 Standorten einge-
richtet und damit begonnen, sie auf 100
zu erweitern. Das BBK hat ja unter ande-
rem den Auftrag, das Land auf den Ver-
teidigungsfall – also einen Krieg – vorzu-
bereiten. Was gelagert wird, ist daher auf
Verletzte ausgerichtet und nicht so sehr
auf Erkrankte. Ich gehe davon aus, dass
wir nach der Krise da noch einmal genau
hinschauen werden. 

Sie müssen trotz Corona weiterhin
andere Risiken für die Bevölkerung
im Blick behalten. In Brandenburg
zum Beispiel steigt die Waldbrandge-
fahr. Droht da die nächste Krise?
Im Hinblick auf die Wetterentwicklung
müssen wir in der Tat sehr aufmerksam
sein – gerade nach der extremen Tro-
ckenheit in den vergangenen beiden Jah-
ren und den damit verbundenen Wald-
bränden. Das ist ein zentrales Thema, an
dem wir gemeinsam mit den Ländern in-
tensiv arbeiten. Als Bund können wir
hier beispielsweise mit Fahrzeugen un-
terstützen und tun das auch. Zusätzlich
ist unser Gemeinsames Melde- und La-
gezentrum für das Verfügbarkeitsmana-
gement bei den Ressourcen zur Wald-
brandbekämpfung zuständig.

„Zu früh, um über
Lockerungen nachzudenken“
Deutschlands oberster Bevölkerungsschützer
Christoph Unger über den Ausnahmezustand

Deutschlands oberster Bevölkerungs-
schützer Christoph Unger
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